Fälle zur Erpressung und räuberischen Erpressung – Lösung
Fall 1

Strafbarkeit des L

I. § 263

1. Täuschungshandlung (Vorspiegeln einer Erpressung) 

2. Irrtumserregung (+)

3. Vermögensverfügung: Zahlung des Geldes 

4. Vermögensschaden?

Kein vermögenswertes Äquivalent erhalten, was SK auch bekannt war. Dieses Wissen führt dazu, dass „an sich“ kein Schaden gegeben ist. Begründung: Täuschung soll nicht nur eine Vermögensminderung bewirken, sondern das Vermögenschädigende des Verhaltens verschleiern, was hier nicht gegeben ist. Somit grds. Schaden (-) 

Ausnahmsweise jedoch Bejahung eines Schadens, wenn der mit der Verfügung bezweckte soziale Zweck verfehlt worden ist (sog. Zweckverfehlungslehre).

Das setzt voraus, dass der verfolgte Zweck von der Rechtsordnung anerkannt ist, zB Spenden,  Subventionen; hier: Rettung eines Menschenlebens, damit jedoch indirekt auch Förderung der Mafia verbunden, iE somit fraglich ← in Tagespresse verfolgen! Wenn sozialer Zweck anerkannt wird, ist dieser von ihr verfehlt worden, da L das Geld zur eigenen Bereicherung erlangte. 

5. Bereicherungsabsicht (+)
6. Rechtswidrigkeit der Bereicherungsabsicht und entsprechender Vorsatz (+)

7./8. RW und Schuld

<anderer dogmatischer Ansatz (ua BGH): bei einseitigen Leistungen liegt immer Schaden vor, es sei denn, der verfolgte Zweck ist eingetreten (wird somit als schadensausgleichendes Äquivalent behandelt)  
II. 253

mangels Schaden keine vollendete Erpressung 

III. §§ 253,22, 23 

1. keine Vollendung der Tat, Strafbarkeit des Versuchs, § 253 III

2. Tatentschluß = Vs bzgl. a-c, e

a) Einsatz von Nötigungsmitteln, hier: Drohung mit einem empfindlichen Übel

b) dadurch Nötigung (abgenötigtes Verhalten) zu einer Handlung, Duldung, Unterlassung; 

da hier eine Vermögensverfügung gewollt ist, erübrigt sich Streit zw. Rspr und Lit hinsichtlich der Qualität des abgenötigten Verhaltens

c) Vermögensschaden  (+)

d) Bereicherungsabsicht (+)

e) Rechtswidrigkeit der Bereicherungsabsicht (+)

3. unmittelbares Ansetzen (+)

4./5.  RW/Schuld 

Fall 2

Strafbarkeit des T 

I. § 249

1. fremde bewegliche Sache (+)

2. Wegnahme (+)

3. Einsatz von Nötigungsmitteln, hier: Gewalt iFd sog. vis absoluta = überwältigende Gewalt (niederschlagen, einsperren)

4. Vs (+)

5. Zueignungsabsicht (-) mangels eines auf Dauer gerichteten Enteignungswillens.

II. §§ 253, 255 (+/-)
1. Einsatz von Nötigungsmitteln iFv Raubmitteln, s.o. 

2. dadurch Erzwingung eines Handelns, Duldens oder Unterlassens

Rechtsnatur des abgenötigten Verhaltens: 

a) Rspr : jedes Handeln, Dulden oder Unterlassen auch ohne Verfügungscharakter (dazu s. b)

Begr.: Wortlaut des Gesetzes, systematischer Zusammenhang mit Raub, kriminalpolitische  Gründe (s. Übersicht)

hier: Nötigung zur Duldung der Wegnahme (+) 
<< die weiteren Voraussetzungen der Erpressung wären dann gegeben:

3. Vermögensschaden, Besitzverlust, der zur Minderung von Mieteinnahmen führt

4. Vs

5, Bereicherungsabsicht und entspr. Vs (+)
6./7. RW und Schuld>> 

b) Lit: beim abgenötigten Verhalten muß es sich um eine Vermögensverfügung handeln, dh um ein – trotz des angewandten Zwangs – noch willentliches Verhalten
Begr.: Selbstschädigungscharakter der Erpressung, Pivilegierungsunterlaufungen, Überflüssigkeit des Raubtatbestandes (s. Übersicht)

hier: da als Nötigungsmittel vis absoluta eingesetzt wurde, also überwältigende Gewalt, liegt ein willentliches Verhalten überhaupt nicht vor Opfer → Vermögensverfügung (-)

c) Streitentscheidung: Strukturgleichheit von 263 und 253, Unterlaufung von Privilegierungen, Überflüssigkeit des Raubtatbestandes sprechen für die Ansicht der Lit.    
<<dennoch hier weitere Lösung nach der Rspr

III. § 248 b (+), aber hinter §§ 253, 255 zurücktretend → Subsidiarität 

IV. § 240 (+), im Wege der Gesetzeskonkurrenz hinter §§ 253, 255 zurücktretend
V. § 223 (niederschlagen) bzw § 239 (einsperren) 

Ergebnis Rspr: §§ 253, 255, 223 (239), 52>> 

Weitere Lösung nach der Lit

III. § 248 b (+)

IV. § 240 (+)
1. Nötigungsmittel: Gewalt (niederschlagen, einsperren)

2. abgenötigtes Verhalten: Handeln, Dulden, Unterlassen = Duldung der Wegnahme 

3. Vs

4. /5. RW und Schuld       
V. § 223 (niederschlagen) bzw § 239 (einsperren)

Ergebnis Lit: §§ 248 b, 240, 223 (239), 52 

Fall 3 
Strafbarkeit des T

I. §§ 253, 255

1. Einsatz von Nötigungsmittel iFv Raubmitteln

hier: Bedrohung der K durch Halten der Schusswaffe an den Kopf

Besonderheit: Fall der sog. Dreiecksdrohung, dh die Drohung erfolgt gegenüber einem Dritten (K) und nicht (unmittelbar) gegenüber dem zu Nötigenden (B) → iE ohne Belang, wenn die gegenüber einem Dritten erfolgte Drohung sich zugleich als eine solche gegenüber dem Genötigten (B) darstellt; das ist in aller Regel der Fall, auch außerhalb eines „Näheverhältnisses“, wenn das einem Dritten zugedachte Übel auch als eigenes empfunden wird, hier: B bangt um das Wohl der K 
Ferner: das somit auch der B angedrohte Übel stellt sich für sie nicht als Drohung mit Leibes- oder Lebensgefahr dar (§ 255); nach Rspr und hM ist dieses Auseinanderfallen jedoch unerheblich (vgl BGH NStZ 1985, 408; Krey BT 2 Rn 306)  
2. dadurch Erzwingung einer Handlung, Duldung oder Unterlassung

Rspr: Übergabe des Geldes = Handeln 
Lit: Übergabe des Geldes muß sich als Vermögensverfügung darstellen, dh willensgetragenens Verhalten erforderlich; gegeben nach der Theorie der subjektiven Opfermitwirkung, wenn Genötigter den Gewahrsamsverlust als von seinem (mitwirkenden) Verhalten abhängig ansieht, hier (+), damit Vermögensverfügung (+) (anders, wenn der Genötigte die Sache unabhängig von seiner Mitwirkung als verloren ansieht, etwa weil der Täter sic sich anderenfalls nehmen wird) 

Da demnach eine Vermögensverfügung vorliegt, braucht der Streit zw Rspr und Lit nicht entschieden zu werden 
ferner: Vermögensverfügung erfolgte durch B, nicht die Bank; B steht aber aufgrund Rechtsgeschäftes in einem Näheverhältnis zum Vermögen der Bank,  so dass der Bank die Vermögensverfügung der B als eigene zugerechnet wird und damit als Selbstschädigung der Bank gilt. 

3. Vermögensschaden (+)

4. Vorsatz (+) 

5. Bereicherungsabsicht und entspr. Vorsatz

6./7. RW und Schuld 

II 253, 255, 250 II Nr. 1 – schwere räuberische Erpressung

Verwenden einer Schusswaffe bei der Tat (+)

III. § 239 a I – erpresserischer Menschenraub 
1. sich bemächtigen eines Menschen (hier der K), durch Begründung physischer Herrschaft des Täters über das Opfer, zB auch durch in Schachhalten mit einer Schusswaffe 

2. Vs

3. Absicht, die … Sorge eines Dritten um das Wohl des Opfers zu einer Erpressung auszunutzen 
4. RW

5. Schuld 

(§ 239 b  tritt als allgemeinerer Tatbestand hinter den spezielleren § 239 a zurück) 

IV. § 240 hinter § 253, 355 zurücktretend

V. § 239 hinter § 239 a zurücktretend

Ergebnis: §§ 253, 255, 250 II Nr. 1, § 239 a, 52  

Abw:
I. §§ 253, 255

1. Einsatz von Nötigungsmitteln iFv Raubmitteln (+) 
2. Abgenötigtes Verhalten

Rspr: jedes Handeln, Dulden oder Unterlassen → Übergabe des Geldes
<< Lösung weiter auf der Basis der Rspr 

3. Vermögensschaden (+), Verlust des Geldes
4. Vs (+)

5. Bereicherungsabsicht und entspr Vs

6./7. RW und Schuld >> 

(abgenötigtes Verhalten) Lit. iF einer Vermögensverfügung, dh willensgetragenes Verhalten erforderlich; hier: K gibt das Geld weg, da er es angesichts der konkreten Drohung als ohnehin verloren ansieht, und ihm kein Entscheidungsspielraum mehr offen steht („so oder so verloren – ob er es gibt oder nicht gibt“); somit: Vermögensverfügung (-); Streitentscheidung erforderlich!

II. auf der Basis der Lit: § 249 (trotz äußerlicher Weggabe!)  

1. fremde bewegliche Sache

2. Wegnahme, dh Bruch fremden und Begründung neuen Gewahrsams: Ursprungsgewahrsam bei K, Begründung neuen Gewahrsams durch T, Bruch des Gewahrsams hier (+), da (mangels Vermögensverfügung  → diese mangels willentlichem Verhalten) ein Einverständnis in die Wegnahme nicht gegeben ist, da das Opfer davon ausgeht, die Sache sei ohnehin verloren, s.o. I.2. 
3. Einsatz von Raubmittel (+)

4. Finalzusammenhang (+)

5. Vs (+)

6. Zueignungsabsicht (+)  

7. Rechtswidrigkeit der ZA und entspr. Vs. (+)
8. /.9 RW und Schuld (+)

III. §§ 249, 250 II Nr. 1 (+) 

IV. § 239 a (-)
(-), da der Täter nicht in der Absicht handelt, eine Erpressung zu begehen (sondern – nach Auffassung der Literatur – einen Raub) 

V. § 239 b Geiselnahme

1. sich bemächtigen eines Menschen

2. Vorsatz

3. Absicht, das Opfer durch die Drohung mit dem Tod zu einer Handlung/Duldung/oder Unterlassung zu nötigen; hier: zur Duldung der Wegnahme 

Besonderheit (s. dazu Rengier BT II § 24 Rn 10 f; 16 ff): es handelt sich vorliegend um ein Zwei-Personen-Verhältnis, bei dem  das Opfer der Tathandlung und der zu Nötigende identisch sind.  In der Fallvariante des Sichbemächtigens stellt das Sichbemächtigen zugleich auch den Einsatz des qualifizierten Nötigungsmittels dar (Bedrohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben); Folge ist, dass mit jeder räuberischen  Erpressung bzw wie hier mit jedem  Raub zugleich ein – viel höher zu bestrafender – erpresserischer Menschenraub bzw. eine Geiselnahme einhergeht. Die Rspr (BGHSt 40, 350, 359) plädiert daher für eine einschränkende Auslegung des Tatbestandes in der Bemächtigungsvariante im Zwei-Personen-Verhält-nis und fordert – um dem Merkmal der Absicht des Ausnutzens genüge zu tun, dass mit dem Sich-Bemächtigen eine stabilisierte Zwangslage geschaffen worden ist, welche sich als Basis für die dann erfolgende Nötigung darstellen soll. Wird die abgenötigte Handlung ausschließlich durch die Bedrohung mit der Waffe durchgesetzt, kommt der Bemächtigungssituation keine eigenständige Bedeutung mehr zu. 

Ergebnis hier: mangels stabilisierter Zwangslage fehlt es die Ausnutzungsabsicht (§ 239 b (-))                       

